
Aktenzeichen: I m N a m e n d e e V o l k e s
2..B.U-..259/55.

In Sachen

Verkündet

Bo. November 1962
„...-0060000000oo■ooao.o'o'acoooooolooaoooooooo

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

°‚°°.oooo ooooooooo oooanoooooooooooooooncooooceco

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 2° Senat des Bundessozialgerichts auf die
_mündliche Verhandlung vom 30° November 1962, an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident B r e c k m a n n
als Vorsitzender,

_
Bundesrichter Dr° B a r e s e l

und Bundesrichter H u n g e r

als weitere Berufsrichter,
Bundessozialriohter F e y

und Bundessozialrichter Dr° Dr° H e l m 5

als ehrenamtliche Beisitzer,

_für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland—

Pfalz vom 25° Juli 1958 wird mit den ihm zugrunde

.1iegenden Feststellungen aufgehoben°

Die sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent-

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwieseno

V o n R e c h t s w e g e n

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


GrgJLge:

I

Der Kläger war vom 1„ September 1951 bis zum 110 März 1955

‘im Wohlfahrtsamt der Stadt Bad Kreuznach beschäftigte Wäh-

rend dieser Zeit war er als Sachbearbeiter in der offenen

Fürsorge tätig° Zu seinen Aufgaben gehörte auch die Vertre—

tung des Sachbearbeiters der Tuberkulose (Tbc)—Fürscrgestel—

ie° Im Frühjahr 1955wurdebei ihm nach einer Grippeerkran—
kung eine frische Lungentuberkulose (L—Tbc) erkannte Der

Kläger begehrt die Anerkennung dieser Erkrankung als Berufs—

krankheit (BK); er behauptet, daß er sich die'Tbc—Inféktion

durch seine berufliche Tätigkeit als Angestellter des Wohl—

fahrtsamts zugezogen habe° “ ' '

Durch Bescheid vom 24° November 1955 lehnte der Beklagte den

Entschädigungsanspruch des Klägers ab, weil dieser als Ange—
stellter des Wohlfahrtsamtes in Bad Kreuznach nicht einer

besonderen Gefahr der The—Infektion ausgesetzt gewesen sei°

Mit der hiergegen erhobenen Klage hat der Kläger geltend ge—
macht, er sei bei seiner Fürsorgearbeit täglich mit 30 bis

40 The—Kranken in Berührung gekommen und habe zur Feststel—

lung der Hilfsbedürftigkeit auch Hausbesuche gemacht; außer—

dem habe er sich um die Sicherung des Nachlasses verstorbe—

ner Tbc—Kranker kümmern müsseno

Der Beklagte stützt die Ablehnung des Entschädigungsanspruchs

nunmehr zusätzlich darauf, daß der Kläger als Verwaltungsan—

gestellter nicht zum
Kreisqder nach Nro 39 der Anlage zur

5„ Berufskrankheitem—Verordnung (BKVO) versicherten Personen

gehört habe()

Zur Frage, ob die The-Erkrankung des Klägers eine BK ist,
haben die Beteiligten im Klageverfahren ärztliche Gutachten

beigebracht° Das Sozialgericht (SG) Koblenz hat hierzu den

Sitzungsam■ Dr„ Lehmann als Sachverständigen gehörte Durch

Urteil vom 26° September 1957 hat das SG die Klage abge-

wiesen° Es ist zwar davon ausgegangen, daß das Wohlfahrtsamt
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einer Stadtverwaltung zu den Einrichtungen der Wohlfahrts—

pflege gehöre, hält aber den Kläger nicht für geschützt nach
__Nr° 59 aaO, weil er reine Verwaltungsarbeit geleistet und da—‚

her keine unmittelbare Hilfeleistung an einer Person ausge—

übt habe„

Im Berufungsverfahren hat sich der Kläger auf ein Auskunfts—

schreiben der Stadtverwaltung Bad Kreuznach vom 14° Mai 1958

bezogen„ In diesem zur Vorlage beim Landessozialgericht (LSG):

ausdrücklich bestimmten Schreiben wird bestätigt, daß zum Auf—
gabenkréis des Klägers als Sachbearbeiter in der offenen Für-

sorge die wirtschaftliche Betreuung hilfsbedürftiger Personen

aus der Stadt Bad Kreuznach gehört habe, unter denen Personen'f

gewesen seien, die an offener The erkrankt und wegen ihres un—
einsichtigen Verhaltens nach den Vorschriften der Arbeitsge-

meinschaft zur Bekämpfung der Tbc im Lande Rheinland—Pfalz von

den Leistungen der The—Fürsorge ausgeschlossen waren; außerdem

sei es nicht ausgeschlossen, daß der Kläger bei vorübergehender

Abwesenheit des Sachbearbeiters der The—Fürsorge mit Offen-

tuberkulösen in Berührung kam; während des Urlaubs oder einer b

Erkrankung des Tbc;Sachbearbeiters habe dem Kläger als dessen

Vertreter auch die Betreuung der an The erkrankten Hilfsbedürf—

tigen obgelegen° Das LSG hat die Berufung zurückgewiesen, Es

hat hierzu in seinem Urteil vom 250 Juli 1958 im wesentlichen

ausgeführt: Die Tätigkeit des Klägers als Verwaltungsangestell—

ter beim Wohlfahrtsamt falle nicht unter die nach Nr° 39 der

Anlage zur 50 BKVO geschützten Tätigkeiten, da sie keine Wohl-

fahrtspflege darstellen Darunter sei nur die planmäßige, zum
Wohle der Allgemeinheit und nicht des Erwerbs wegen ausgeübte

vorbeugende oder_abhelfende unmittelbare Hilfeleistung für
‘

gesundheitlich, sittlich oder wirtschaftlich gefährdete Men—*

schen zu verstehen° Die rein büromäßige Tätigkeit erfülle die—

se Merkmale nicht° Die bloße Verwaltungsarbeit in der Fürsorge,

wie sie der kläger ausgeübt habe, reiche nicht für die Aner-

kennung einer BK nach Nr, 39 der Anlage zur 50 BKVO aus, Dies

habe in Übereinstimmung mit dem Reichsversicherungsamt (BVA)

in Rum 36, 145 auch das Bundessozialgericht (BSG) in BSG 6, 74'
ff ausgesprocheno Daß der Kläger bei seiner beruflichen Tätig—

keit aueh gelegentlich tuberkulosekranke Personen in deren
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Wohnung habe aufsuchen müssen, sei unerheblich; auch hier—

bei habe es sich um Verwaltungstätigkeit gehandelt, nicht

aber um unmittelbare Hilfeleistung° Nichts anderes ergäbe

die Auskunft der Stadtverwaltung Bad Kreuznach vom 140 Mai

1958° Eine ausdehnende Auslegung des Begriffs Wohlfahrts—

pflege sei auch auf Grund der 50 BKVO nicht geboten° Da
der Kläger nicht zu dem Kreis der versicherten Personen

gehört habe, die nach Nr° 39 aaO geschützt sind, sei es
für die Entscheidung unerheblich, ob die Lungenérkrankung

des Klägers auf einer beruflich bedingten Infektion beruht°

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Das Urteil ist dem Kläger am 140 November 1958 zugestellt

worden° Er hat am 260 November 1958 Revision eingelegt und

sie am 28° November 1958 begründet° Die Revision führt aus:

Das LSG habe insofern das Gesetz verletzt, als es den Klä—

ger zu Unrecht nicht dem geschützten Personenkreis der
_

Nr° 39 der Anlage zur 5, BKVO zugerechnet habe, Es sei Ver—'

kennt worden,_daß der Kläger als Angestellter des Wohl—

fahrtsamtes kraft dienstlichen Auftrags mit tuberkulose-

krankem Publikum unmittelbar in Berührung gekommen seio

Das ergebe sich aus dem Inhalt der Bescheinigung der Stadt—

verwaltung Bad Kreuznach vom 14° Mai 1958° Die darin be—

stätigten Tatsachen hättetäas LSG nicht als rechtsunerheb—

lich bezeichnen dürfen, mindestens nicht insoweit, als der

kläger den The—Sachbearbeiter vertreten habe° Nach dem Auf—

gabonbereich, der aus der Bescheinigung ersichtlich sei,

müsse das Merkmal der Unmittelbarkeit der Hilfeleistung

im Sinne der Nr„ 39 aaO für die berufliche Tätigkeit des
Klägers bejaht werden,

Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung der Urteile der Vorinstanzen

und des Bescheides des Beklagten vom 240 No—

vember 1955 den Beklagten zu verurteilen, dem
V Kläger Entschädigungsleistungen nach Maßgabe

eines noch zu erteilenden Bescheides zu ge-
währen,
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hilfsweise,
, ,

‘ die Sache an das Berufungsgericht zurück-

zuverweisen°

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen,

hilfsweise,

‚„_ die Sache an die Vorinstanz zurückzuver—

'-j weisen°

Er führt aus: Das LSG habe die Bescheinigung der Stadtverwal-

tung vom 14° Mai 1958 richtig gewertet° Aus ihr gehe hervor,

daß der Kläger die hilfsbedürftigen Personen zwar wirtschaft—

lich betreut habe; eine unmittelbare Betreuung von gesundheit—

lich gefährdeten Personen sei darin jedoch nicht bestätigt

worden, auch nicht durch'den Hinweis auf die Pflicht des Klä—

gers, den The—Sachbearbeiter gelegentlich zu vertreten°

II

Die Revision ist durch Zulassung statthaft ($ 162 Abs° 1 Nr° 1.

des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—); sie ist form— und fristge—

recht eihgelegt und begründet werden, also zulässig° Das Rechts—

mittel hatte auch Erfolg, ' ' = "

Die Auffassung des LSG, die L—Tbc des Klägers, an
der er seit

dem Frühjahr 1955 leidet, sei keine BK im Sinne der Nr° 39 der_
Anlage zur 5° BKVO, weil der Kläger nicht zu dem geschützten

Personenkreis der Spalte III dieser Vorschrift gehöre, ist
_

nicht frei von Rechtsirrtumo Nach Nr° 39 aaO sind Infektions—
Vkrankheiten Berufskrankheiten im Sinne der Unfallversicherung,r

wenn sie durch die berufliche Beschäftigung in einem der Spal—

te III der Anlage aufgeführten Tätigkeitsbereiche (Einrich— -\‘

tungen und Tätigkeiten) verursacht worden sind° Als solche Be—

reiche, die den nach der BKVO geschützten Personenkreis äb—V‚

grenzen, kommen im vorliegenden Streitfalle "Einrichtungen

und Tätigkeiten in der öffentlichen Wohlfahrtspflege" in Be—

tracht° Die Merkmale "Einrichtungen" und "Tätigkeiten" sind

wahlweise aufgeführt (Vgl° BSG 6, 74), Da sich der Kläger die

The—Erkrankung als Angestellter des Wohlfahrtsamtes der Stadt
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Bad Kreuznach bei seiner beruflichen Tätigkeit zugezogen
haben will und nach den tatsächlichen Feststellungen des

LSG nicht von vornherein ausgeschlossen ist, daß der zur

Begründung des Entschädigungsahspruchs erforderliche ur-
sächliche Zusammenhang zwischen der dienstlichen Tätigkeit

des Klägers und seiner Erkrankung besteht, hatte der erken—

nende Senat zunächst zu prüfen, ob die Dienststelle des

klägers als eine Einrichtung der Wohlfahrtspflege anzusehen

ist° Diese Frage, zu der das angefochtene Urteil nicht Stel—

lung genommen hat, ist in Übereinstimmung mit dem SG zu be—

jahen° Unter Wohlfahrtspflege ist, wie das BSG wiederholt

entschieden hat_(B5G 6, 74; 15, 113 u° 116), die planmäßige,

zum Wohle der Allgemeinheit und nicht des Erwerbs wegen aus—

geübte vorbeugende oder abhelfende unmittelbare Betreuung

von gesundheitlich, sittlich oder wirtschaftlich gefährde—

ten MenSChen zu verstehen; eine Einrichtung ist eine solche

der Wohlfahrtspflege, wenn sie den angeführten Zwecken haupt—

sächlich dient, Bei dem Wohlfahrts— (Fürsorge-, Sozial-)amt
einer Stadtgemeinde sind diese Voraussetzungen gegeben, Einer

solchen Dienststelle sind Aufgaben gestellt, die hauptsäch—

lich auf die vorbeugende und abhelfende Betreuung von wirt—

schaftlich, gesundheitlich und sittlich gefährdeten Menschen

gerichtet sind° Ihre Erfüllung erfordert Maßnahmen der öf—

fentlichen Fürsorge, die der individuellen gezielten Hilfe

von Staat und Gesellschaft zur Beseitigung oder Verhütung

derartiger Notstände bei den bedürftigen ?ersonen dienen°

Dieses Ziel der öffentlichen Fürsorge (Sozialhilfe) kann na—

turgemäß in der Regel nur durch unmittelbare Betreuung der

Hilfsbedürftigen erreicht werden° Hierzu genügt es, daß,

wie in BSG 15, 117 bereits ausgeführt ist, eine persönliche

Anhörung und Beratung des zu Betreuenden in der "Einrichtung"

selbst oder an einem anderen Ort stattfindet oder daß jener

im Wege der persönlichen Kontaktaufnahme einer durch seine

Hilfsbedürftigkeit erforderlich gewordenen Betreuung zuge—

führt wird (vgl° Peters, Handbuch der kommunalen Wissenschaft

und Praxis, 1957, 2° Bd„ Kommunale Verwaltung, S" 286, 287)°
.Betreuungsmaßnahmen der angeführten Art kennzeichnen jeden—

falls naturgemäß das Aufgabengebiet eines städtischen Wohl—

fahrts— (Fürsorge—, Sozial—)amts, als das Sich die Dienst—

stelle des Klägers darstellt° Es ist deshalb eine Einrichtung

- 7 -
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der öffentlichen Wohlfahrtspflege im Sinne der Nr, 39 der Anlage

zur 5, BKVO° '

Von dem für das Wohlfahrtsamt bestehenden Versicherungsschutz

ist der Kläger entgegen der Auffassung des LSG nicht deshalb

ausgenommen, weil er in der offenen Fürsorge nur Verwaltungs-

arbeit geleistet habe und dabei nicht mit unmittelbaren Hilfe—

leistungen an den gefährdeten Personen befaßt gewesen sei° Der

gegenteiligen Auffassung, welche das BVA in EuM 36, 145 vertre—

ten hat und auf die sich das LSG stützt, ist der erkénnende Sei

hat nicht gefolgt° Vie das BSG in der Entscheidung vom 26° '

September 1961 (BSG 15, 116) bereits ausgesprochen hat, ist

für eine unmittelbare Betreuung der Hilfsbedürftigen nicht zu

fordern, daß die Betreuungsmaßnahmen & n — in des Wortes eng-

ster Bedeutung — ihnen durchgeführt werden, Der vorliegende

Streitfall bietet keine Veranlassung, von diesem Rechtsstande

punkt abzuweichen° Zu Unrecht glaubt das LSG, seine Auffassung

sei ebenso wie in der angeführten Entscheidung des RVA auch vom

BSG in dem Urteil vom 25° Oktober 1957 (BSG 6, 74) vertreten '

worden° Dort ging es um die Frage, ob ein Kreiswohnungsamt zu

den Einrichtungen in der öffentlichen Wohlfahrtspflege gehört;

dagegen war nicht Gegenstand der Entscheidung die Frage der Ab—

grenzung "reiner Verwaltungstätigkeit" von der "unmittelbaren"

Betreuungstätigkeit°
„.

'

Unter Zugrundelegung dieser Réchtsauffassung reichen nach An—

sicht des erkennenden Senats die tatsächlichen Feststellungen
des Berufungsurteils aus, um die Tätigkeit desvklägers‚ die er

als Sachbearbeiter im Wohlfahrtsamt ausgeübt hat, als nach

Nr° 39 aaO versichert anzusehen° Die Ausführungen des angefoch—

tenen Urteils, in denen eindeutig zum Ausdruck kommt, daß der

Kläger hilfsbed#rftige Personen, für die das Wohlfahrtsamt zustän-_'

dig war, je nac■ Art der Hilfsmaßnahmen an Amtsstelle oder auch

in ihrer Wohnung betreut hat, lassen erkennen, daß das LSG der

Urtéilsfindung den gesamten Inhalt des als "Bestätigung" bezeich—

neten Schreibens der Stadtverwaltung Bad Kreuznach vom 14° Mai

1958 zugrunde gelegt hat, Aus dieser Urkunde‚.die dem Kläger von

der Stadtverwaltung zum Zwecke der Vorlage im Berufungsverfahren

ausgehändigt worden war, ergibt sich, daß ihm als Sachbearbeiter

des Wohlfahrtsamtes die wirtschaftliche Betreuung der hilfsbe—

dürftigen Personen oblag, daß sich unter diesen auch Kranke be—

fanden, die an offener L—Tbc litten, und daß er den Sachbearbeiter.

der Tbc-Fürsorgestelle abwesenheitshalber vertreten hat„ Bei dieser

_ 8 _
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Tätigkeit, die ihrer Art nach nicht isoliert vom persönlichen

Umgang mit den zu betreuenden Menschen ausgeübt werden kann,

kam der Kläger in Erfüllung seiner dienstlichen Obliegenheiten

unmittelbar mit diesen Menschen in Berührung° Er hat somit im

Rahmen seiner Dienstgeschäfte wohlfahrtspflegerische Tätigkei—

ten im Sinne der Nr° 59 aaO ausgeübt° Hiernach konnte es uner—
örtert bleiben, ob der Kläger auch deshalb zu dem geschützten

Personenkreis gehörte, weil er eine "Tätigkeit" im Sinne dieser

Vorschrift in der öffentlichen Wohlfahrtspflege ausgeübt hat°

Der Entschädigungsansbruch des klägers hängt sonach nur noch

davon ab, ob sich der Kläger die L—Tbc, an der er im Frühjahr

1955 erkrankte, bei der Ausübung seines Berufe als Sachbear-

beiter im Wohlfahrtsamt Bad Kreuznach zugezogen hat° Hierüber

enthält das angefochtene Urteil keine tatsächlichen Feststel—

lungen° Sie müssen zunächst vom LSG nachgeholt werden„ Das BSG

konnte daher in der Sache nicht abschließend entscheiden° Des—

halb mußte das angefochtene Urteil aufgehoben und die Sache zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung an die Vorinstanz zurück—

verwiesen werden (@ 170 Abs° 2 Satz 2 SEG)°

Die Kostenent30heidung bleibt dem abschließenden Urteil vorbe—

halten°
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